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Fur das N achschlagew erk1 Ja
Fur d ie  F a c h p re sse ’ J a
Für d ie  am tlich e  Sammlung1 Nein R DEL W 2

G esetz BGB § 242 R uhegehalt -  U n te rs tu tzu n g sk a ssen , § 242 G le ich ­
behandlung, § 242 B e tr ie b l ic h e  Übung, § 162 Abs 1, § 328, 
§ 305 B i l l ig k e i t s k o n t r o l l e ,  GG A rt 3 Abs 1, BetrVG 1£52 
§ 57

L e its ä tz e

1 Macht e in e  U n te rs tu tzu n g sk asse  m  d e r  R echtsform  e in e s  
e in g e trag e n en  V erein s ih r e  L e is tu n g en  davon abhängig , daß 
d e r A rbeitnehm er v o r V ollendung des 65 L eb en sjah res  min­
d e s te n s  zehn Ja h re  f ü r  d ie  Firm a g e a rb e i te t  h a t ,  so i s t  
das r e c h t l i c h  n ic h t  zu beanstanden  D ies g i l t  m indestens 
f ü r  d ie  Z e it  vo r d e r E inführung  d e r f le x ib le n  A l te r s -  
ic n te

2 Der A rbeitnehm er muß e in e  d e ra ro i^ e  L ei^ tun  s j  r 
gegen s ic h  g e l te n  la s s e n ,  wenn s ie  ihm gegenüber unmiß­
v e r s tä n d l ic h  zum Ausdruck g eb rach t worden i s t  I n  w elcher 
Form d ie s  g e s c h ie h t, b le ib t  d e r Kasse u b e r la sse n

A ktenzeichen 3 AZR 203/72 
U r te i l  des BAG vom 8 Dezember 1972 LAG F ra n k fu r t/H a ir
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3,AZR 205/12
7 (1) Sa 175/71 Frankfurt/Main Im Namen des Volkes! 182
Verkündet am 
8 Dezember 1972
gez Sung,
Regierungshauptsekretar 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

In Sachen

hat der Dritte Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund 
der mündlichen Verhandlung vom 8 Dezember 1972 duich den 
Vorsitzenden Richter Professor Dr Stumpf* die Richterm 
Professorin Dr Hilger und den Richter Dr Thomas some 
die ehrenamtlichen Richter Hartmann und Lichtenstein fur 
Recht erkannt

1 Die Revision des Klagers gegen das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Frankfurt/Mam 
vom 11 Januar 1972 - 7 (1) Sa 175/71 - wird 
zuruckgewiesen

2 Der Klager tragt die Kosten der Revision
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2 J

Tatbestand_
Der Klager, geboren am 2J Mai 1895* war vom 51 Juli 

1950 bis zum 51 Dezember 1970 bei der Firma G
GmbH beschäftigt, das Arbeitsverhalt- 

nis endete auf fristgemäße Kündigung der Arbeitgeberin Der 
Kläger erhalt aus der Arbeiterrentenversicherung eine Alters­
rente von 270,—  DM nach dem Stand von 1970

Der Beklagte ist eine Unters tu tzungseinnchtung der Firma 
G * sein Zweck ist nach der Satzung vom 12 Dezember 19*1-7 
die Unterstützung ehemaliger Betriebsangehöriger Voraussetzung 
und Hohe der Unterstützungsleistungen werden durch die Mitglie­
derversammlung festgesetzt Die Zahl der Mitglieder ist auf acht 
beschrankt Sie bestehen aus dem Geschäftsführer der Firma G , 
drei von der Geschäftsführung zu bestimmenden Herren, dem je­
weiligen Vorsitzenden der Betriebsvertretung und drei weiteren 
von der Betriebsvertretung zu wählenden Herren des Betriebsrates 
Die Unterstutzungskasse wird durch unregelmäßige Zahlungen der 
Firma G unabhängig von der Zahl der Be^c ^if-ten "es’X r-

In einer Mitgliederversammlung vom 17 Dezember 1959 wurde 
beschlossen, daß m  Angleichung an die gesetzliche Rentenversiche­
rung nur die Arbeitsjahre als anrechenbare Dienstjahre zahlen, 
die mit Vollendung der Altersgrenze von 65 Jahren erreicht wer­
den Es soll nur dann eine Unterstützung gezahlt werden, wenn 
bei Erreichung der Altersgrenze von 65 Jahren mindestens zehn 
ununterbrochene Arbeitsjahre bei der Firma nachgewiesen werden 
Die über die Altersgrenze hinaus laufenden Jahre zahlen nicht 
Diese Bestimmung soll, wie im Protokoll ausdrücklich vermerkt 
ist, "nur auf die kommenden Unterstutzungsfalle" /'nwendung fin­
den

In einer Mitgliederversammlung vom 19 Januar 1965 wurden 
für das Jahr 1965 nach Dienstjahren gestaffelt neue Unterstützungs­
sätze festgesetzt Danach betragt die Ferksrente nach zehn voll­
endeten Dienstjahren DM und nach 20 vollendeten Dienst­
jahren 75*—  DM monatlich

Andere MitgliederbeSchlüsse über die Unterstutzungszahlun- 
gen haben die Parteien nicht mitgeteilt Der Klager beansprucnc

- 5 -
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 3 -
182

eine monatliche Zusatzversorgung von 7 3 » - -  DM mit der Be­
gründung, daß er bei der Firma G 20 Jahre ununterbro­
chen gearbeitet habe 

Er hat beantragt,
den beklagten Verein zu verurteilen,, an den 
Klager seit 1 Januar 1971 eine Zusatzver­
sorgung in Hohe von 75,—  DM zu zahlen

Der Beklagte hat Abweisung der Klage beantragt und sich 
zur Begründung auf den Beschluß vom 17 Dezember 1959 beru­
fen Er hat vorgetragen, dem Klager fehlten die danach er­
forderlichen zehn Arbeitsjahre, die vor Vollendung des 65 
Lebensjahres zuruckgelegt sein mußten An seinem 65 Geburts­
tag (27 Mai i960) hatte der Kl ^er lie zehn Di'-n<~ jUnre 
noch nicht vollendet Außerdem sei die Tirma G dem Kli- 
ger aus sozialen Erwägungen durch eine Weiterbeschaftigung 
weit über das 65 Lebensjahr hinaus entgegengekommen

Das Arbeitsgericht hat je einen Zeugen des Klagers und 
des Beklagten vernommen und sodann der Klage stattgegeben 

In der Berufungsinstanz hat der Beklagte weiter be­
hauptet, die Mitgliederversammlung vom 17 Dezember 1959 
habe mit ihrer Regelung über die Berechnung der Arbeitsjahre 
nichts Neues eingeführt, sondern habe nur aus Anlaß eines 
konkreten Falles eine schon vorher bestehende Übung be­
stätigt Der Klager sei auch bereits bei der Einstellung 
darauf hingewiesen worden, daß er eine Rente wegen seines 
Alters nicht bekommen könne Er habe darauf erwidert, daß 
es ihm gleich sei, die Hauptsache sei, daß er Arbeit haoe 
Der Hinweis sei vor dem 65 Geburtötag des Klagers \ „eder- 
hoit worden

Das Landesarbeitsgericht hat noch zwei vom Beklagten 
benannte Zeugen gehört und alsdann auf die Berufung des 
Beklagten die Klage abgewiesen

Mit der Revision verfolgt der K er scir k„ ^ceegebron 
weiter
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Entse he l dung s^rund
Der Beklagte als Unterstutzungskasse der Firma G ist 

nicht verpflichtet* dem Klager eine Altersrente zu zahlen, weil 
die Rentenberechtigung davon abhangt; daß die Arbeitnehmer vor 
Vollendung ihres 65 Lebensjahres mindestens zehn Jahre bei der 
Firma beschäftigt waren - eine Voraussetzung, die der Klager 
nicht erfüllt - und weil diese Einschränkung dem Klager rmige- 
teilt worden war Im einzelnen gilt folgendes
I Die Revision halt es für unzulässig; als Voraussetzung der 
Rentenberechtigung nur solche Arbeitsjahre zu zahlen; die vor 
dem 65 Geburtstag des Arbeitnehmers liegen Die unterschied­
liche Bewertung der Jahre vor und nach der * i ’̂ ""-renze ei 
sacnlich nicht zu rechtfertigen, sie verstoße 5eshalb gete^ den 
verfassungsrechtlichen Gleichheitssatz (Art 3 Abs 1 GG) und 
gegen das arbeitsiechtliche Gleichbehandlungsgebot Dieser recht­
lichen Wertung vermag der Senat nicht zu folgen
1 Maßgeblich ist die Rechtslage; wie sie bei Beendigung des 
Arbeitsverhaltnisses am yi Dezember 1970 bestand Damals war 
die Vollendung des 65 Lebensjahres als Voraussetzung einer 
Altersiente und weithin auch für die Beendigung des aktiven 
Arbeitslebens m  Anlehnung an die gesetzliche Rentenversicnerung 
wie an das Beamtenrecht allgemein anerkannt Die flexible Alters­
rente wurde erst durch das Rentenreformgesetz vom 16 Oktober 
1972 (BGBl I; 1965) emgefuhrt Die Frage, ob der Stichtag des 
65 Geburtstags als Altersgrenze durch dieses Rentenreformgese 
berührt wird; stellt sich deshalb nicht
2 Geht man von dem 65 Geburtstag als Altersgrenze aus, ist 
eine unterschiedliche Bewertung der vor ind nach diesem Stich­
tag liegenden Arbeiosjahre nicht wi31kurlich
a) Es gibt kein zwingendes Gebot, alle Jahre der Betnebszuge- 
hongkeit m  ihrer versorgungsrechtlichen /usi i” ung g eicr zu 
behandeln Vielfach werden beispielsweise Ausbi aun£Js^br'' 01er 
Jahre unter einem bestimmten Iebensalter - etwa unter 20 Jahren - 
nicht mitgeiechnet Dafür sprechen verschiedene Grunde, msbeso ~ 
dere die Erwägung, daß man jugendliche Arbeitnehmer noch nicht an
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den Betrieb binden will Gegen eine solche sachlich moti­
vierte Ungleichbehandlung der Arbeitsjahre nach dem Lebens­
alter des Arbeitnehmers ist nichts einzuwenden
b) Der Beklagte ist berechtigte sofern er eine willkür­
liche Differenzierung meidet, seine LeistungsvorausSetzun­
gen nach seinem Ermessen zu regeln Die getroffene RegeTung 
ist nicht vallkurlich

Wenn hier für die Versorgungsleitungen nur solche Ar­
beitsjahre anerkannt werden, die vor der Altersgrenze lie­
gen, so soll dadurch ein Anreiz geschaffen werden, mit Er­
reichung der Altersgrenze aus dem aktiven Dienst auszu­
scheiden, mindestens soll ein Anreiz vermieden werden, um 
der Altersversorgung willen langer zu arbeiten Die Forde­
rung des vernünftigen Altersaufbaus einer Belege aft liegt 
aber lm Interesse nicht nur des Unternehmens, sondern auch 
der Belegschaft, es ist sogar zulässig, eine Altersgrenze 
durch Betnebsvcieinbarung für die Beendigung der Arbeits- 
verhaltnisse verbindlich zu machen (BAG vom 25 Marz 1971 
- 2 AZR 185/70 - [demnächst] AP Nr 5 zu § 57 BetrVG, auch 
zur Veröffentlichung m  der Amtlichen Sammlung des Gerichts 
vorgesehen [zu III 1 b der Grunde]) Dann ist es erst recht 
unbedenklich, wenn die Birma G bestrebt ist, diesem 2iel 
ohne Zwang mittelbar über die Versorgungsregelung des Be­
klagten nahezukommen
c) Die Revision will dies nicht gelten lassen, wenn der 
Arbeitnehmer tatsächlich über das 65 Lebensjahr hinaus m  
dei Firma besehaf tigt va.rd Es kann dahinstehen, ob der Revi­
sion dann zu folgen wäre, wenn ein Arbeitnehmer auf Drangen 
dei Eirma aus betrieblichen Rücksichten über die AlIcrs- 
grenze hinaus arbeitet Im Fall des Klagers sind keine der­
artigen Erwägungen vorgetragen

Der Beklagte hat im Gegenteil unwidersprochen behaup­
tet, die Firma habe den Klager auf Vorschlag des Betriebs­
rats aus sozialem Entgegenkommen so 1 ngc be^cn ftigt, weil 
er nur eine sehr geringe Rente aus der Arbeiterrentenversi­
cherung gehabt habe Der Betriebsratsvorsitzende F hat
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das als Zeuge vor dem Arbeitsgericht bestätigt Ein derartiges 
Entgegenkommen der Firma wurde* wenn nicht unmöglich gemacht* 
so doch wesentlich erschwert* wenn ihre Unterstutzungseinrich- 
tung gezwungen ware* Jahre der Weiterbeschaftigung über die 
Altersgrenze hinaus für ihre Versorgungszahlungen anzurechnen
5 Aus den dargelegten Gründen ist die Berechnung der Betriebs­
zuge horigkelt* wie der Beklagte sie handhabt* auch nicht im Wege 
einer richterlichen Billigkeitskontrolle zu beanstanden Deshalb 
braucht nicht entschieden zu werden* inwieweit ein Beschluß des 
Beklagten* dessen Mitglieder in gleicher Zahl aus dem Kreis der 
r’irma und der Belegschaft kommen* oder eine bein Beklagten i n 
Wege der praktischen Handhabung emgefuhrte Regelung der gericht­
lichen Inhaltskontrolle unterworfen ist
4 Die Regelung des Beklagten* daß nur Arbeitsjahre vor dem 
65 Geburtstag anerkannt werden* widerspricht - entgegen der 
Meinung der Revision - auch nicht dem Urteil des Senats vom 10 
Marz 1972 (3 ASR 278/71 - auszugsweise veröffentlicht in BB 1972, 
1005 = DB 1972* i486 [demnächst] AP Nr 156 zu § 242 BGB Ruhege­
halt* auch zur Veröffentlichung in der Amtlichen Sammlung des Ge­
richts vorgesehen)
a) In diesem Urteil ist ausgesprochen* daß einem Arbeitnehmer* 
der mehr als 20 Jahre einem Betrieb angehort hat und dem vor dem 
65 Lebensjahr vom Arbeitgeber ordentlich gekündigt wird* die bis 
zu seinem Ausscheiden erdiente Versorgungsanwartschaft erhalten 
bleibt Mit diesem Grundsatz der Unverfallbarkeit unter den er­
wähnten Voraussetzungen ware es zwar unvereinbar* einen Versor­
gungsanspruch davon abhängig zu machen* daß der Arbeitnehmer mehr 
als 20 Jahre im Betrieb gearbeitet hat Die beim Beklagten voraus­
gesetzten zehn Arbeitsjahre widersprachen dem Grundsatz der Unver­
fallbarkeit jedoch nur dann, wenn schon nach air^rr Zeit euia 
\crsorgungsanwartschaft unverfallbar ware Der Senat sieht 'eine 
?io£ Lichkeit, m  Wege richterlicher Rechtsfortbildung schon nacn 
so kurzer Betnebszugehongkeit eine unverfallbare Versorgung^an- 
wartschaft anzunehmen
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- 7 - 182
b) Dem Grundsatz der Unverfallbarkeit widerspricht ec tuch 
nicht., die nach dem 65 Geburtstag geleisteten Arbeivsjahre 
von der Anrechnung für die Altersversorgung auszunehmen

In dem Urteil vom 10 Marz 1972 ist ausgefuhrt, daß das 
betriebliche Ruhegeld Versorgungs- und Entgeltcharakter hat 
und auch Gegenleistung aus dem Arbeitsvertrag Ist Die Lei­
stung, um deretuillen das Ruhegehalt versprochen wird, ist 
die Betriebstreue, die, soweit sie vor der Zusage liegt, be­
reits erbracht wurde, und danach bis zum Erreichen der Al­
tersgrenze noch geschuldet wird Insoweit besteht ein gegen­
seitiges Austauschverhältnis von Ieistung und Gegenleistung 
(zu A II 2 a der Grunde)

Leistet der Arbeitnehmer seine Dienste zwar nicht in den 
zunacht von beiden Seiten erwarteten Umfang, nämlich bis zu 
Beendigung des Arbeitslebens, wohl aber wahrend einer so len 
gen Zeit, daß diese versorgungsrechtlich nicht entschädi­
gungslos bleiben kann, so muß die bis zur Beendigung des Ar- 
beitsverhaltnisses erdiente Verso-^ur /cnuart^ci ofi erlm1- 
ten bleiben (zu A II 2 b und A III der Grunde)

Von den Leistungen des Beklagten, der als Versorgungs­
einrichtung der Firma von dieser gegründet wurde und finan­
ziert wird, gilt nichts anderes Auch seine Leistungen, jeü- 
che die Firma ihren Arbeitnehmern verschafft, sind in dem 
schilderten Sinn von der Firma erbrachte Gegenleistung für 
die ihr erwiesene Betriebstreue Den daraus sich ergebenden 
Folgerungen muß der Beklagte nach seiner Zwecksetzung Rech­
nung tragen

Alles dies schließt aber nicht aus, daß der Arbeitgeber 
und somit auch der Beklagte m  ihren Versorgungsordnun ,en 
bestimmte Zeiten der Betnebszugehongkeit, wie etwa Ausbil­
dungszeiten einerseits, Zeiten jenseits der Altersgrenze 
andererseits, versorgungsrechtlich ausklammern Insoweit ist 
dann für die Betriebstreue des Arbeitnehmers keine versor- 
gungsrechtliche Gegenleistung versprochen Solche ausgc- 
klammerten Zeiten bleiben folglich auch bei der Frage der
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Unverfallbarkeit unberücksichtigt Das ist zulässig, sofern 
sich für die Ausschließung der Zeiten - wie im Pall des Beklag­
ten - sachliche und zweckgerechte Grunde anfuhren lassen
II Nach allem ist die Regelung, daß für die betriebliche Alters­
versorgung ArbeitsJahre nach dem 65 Geburtstag nicht mitzahlen, 
rechtlich nicht zu beanstanden Die Entscheidung des Rechtsstreits 
hangt dann vielter davon ab, ob diese Regelung bei dem Beklagten 
mit Verbindlichkeit lür den Klager eingefuhrt war Das ist nach 
dem vom Berufungsgericht festgestellten Sachverhalt der Fall
1 Der Klager beruft sich zur Begründung seines Versorgungs­
anspruchs auf die Satzung des Beklagten, auf den Beschluß vom
19 Januar 1965 und auf die Tatsache, daß der Beklagte unbestntte- 
nermaßen an ehemalige Arbeitnehmer der Firma G Altersrenten 
zahlt

Daß ihm eine Altersrente zugesagt worden sei, hat der Kla- 
er nicht behauptet, der Akteninhalt ergibt d^fur auch keinen 

Anhaltspunkt
2 Der Beklagte muß demnach als Unterstutzungsemnchtung der 
Firma G dem Klager eine Altersrente nach Maßgabe der Satzung 
in Verbindung mit den Beschlüssen der Mitgliederversammlung dann, 
aber auch nur dann zahlen, wenn der Klager die satzungsgenußen 
Voraussetzungen erfüllt Daß unter dieser Voraussetzung ein An­
spruch des Klagers zu bejahen ist, entspricht der ständigen Recht­
sprechung des Senats (vgl BAG 21, 46 [50] «AP Nr 127 zu § 242 
BGB Ruhegehalt [zu B I der Grunde], BAG 22, 189 [191 f 3 = AP Nr
1 zu § 242 BGB Ruhegehalt-Unterstutzungskassen [zu 1 der Grunde]) 
Dabei kann dahinstehen, ob die Rechtsgrundlage in einem Vertrag 
der Firma G mit dem Beklagten zugunsten ihrer Arbeitnehmer zu 
sehen ist (§ 528 Abs 1 BGB), ob Satzung und Mitgliederbeschlusse 
m  entsprechender Anwendung von § 528 Abs 1 BGB zugunsten der 
Arbeitnehmer wirken oder ob die Zahlungsverpflichtung des Besag­
ten auf dem Vertrauensschutzprinzip beruht, weil die Ibistenz 
eines Unterstutzungsvereins sowie die Tatsache, daß er Leistun­
gen gewahrt, zwangsläufig im Betrieb bekannt werden und der Be­
klagte, indem er dies duldet, einen Vertrai encTatbestand ĉj afft.
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und weil er dann nach Treu und Glauben und VerkehrsSitte das 
so begründete Vertrauen der Arbeitnehmer nicht enttäuschen 
darf
5 Die Satzung des Beklagten ergibt nichts über die Vor­
aussetzungen des Versorgungsanspruchs, sondern verweist m  
§ 2 Satz 2 insoweit auf die Beschlüsse der Mitgliederver­
sammlung
4 Die Revision irrt, wenn sie meint, in dem Beschluß der 
Mitgliederversammlung vom 19 Januar 1965 eine Rechtsgrund­
lage für die Klageforderung finden zu können Dieser Be­
schluß regelt nur die für das Jahr 1965 maßgeblichen Renten­
sätze, offenbar sind die Satze erhöht worden Uber die Vor­
aussetzungen eines Rentenanspruchs steht nichts m  dem Be­
schluß Insoweit muß es deshalb bei dem verbleiben, was bis 
dahin gegolten hat Daß die in einer Tabelle mitgeteilten 
Rentensätze nach "vollendeten Dienstjahren" abgestuft sind, 
besagt nichts über die hier allein strittige Frage, ob die 
Dienstjahre vor dem 65 Geburtstag zuruckgelegt sein müssen 
oder ob auch spatere Dienstjahre mitzahlen
5 Nach dem Beschluß der Mitgliederversammlung vom 17 De­
zember 1959 mußte der Klager zehn Dienstjahre vor Erreichung 
der Altersgrenze vollendet haben, um rentenberechtigt zu 
werden
a) Der Klager meint, dieser Beschluß könne für ihn schon 
deshalb nicht gelten, weil er "nur auf die kommenden Unter- 
stutzungsfalle" Anwendung finden so!1'' Die°e 7-1 u 3 crung 
ist jedoch so zu verstehen daß a-Lle diejeniren c’arui „er 
fallen, die zur Zeit des Beschlusses noch keine Renten be­
zogen, mithin auch der Klager Für die Auffassung der htvi- / 
sion, der Beschluß gelte lediglich für diejenigen, die nach 
dem 17 Dezember 1959 in den Betrieb eingetreten sind, fin­
det sich kein Anhaltspunkt

Die Beschränkung auf die "kommenden Unterstutzurvsfil- 
le" ist zwar nicht ganz klar, weil der Bäiagte beh^mtet, 
es gebe keine Falle, m  denen er entgegen diesem Ee^cnluß
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Leistungen gewahre Es ware aber Sache des Klagers gewesen, 
solche Falle vorzutragen, das ist ihm nicht gelungen Möglicher­
weise hat der Beklagte im "Fall R ", der den Beschluß von 
1959 ausgelost haben soll, nachträglich doch eine Leistung 
bewilligtjund man hat mit Rücksicht auf diesen Pall die Ein­
schränkung im Beschluß der Mitgliederversammlung gemacht Die 
Frage kann aber auf sich beruhen R war Frühinvalide, so
daß der Klager unter Berufung auf diesen Fall ohnehin keine 
Gleichbehandlung verlangen kann
b) Der Klager halt den Beschluß vom 17 Dezember 1959 für 
eine ungerechtfertigte Beschneidung seiner Versorgungcanwart-
schaft

Ihm ist zuzugeben, daß dieser Beschluß ihm dann nicht 
schaden konnte, wenn der Beklagte bis zum Dezember 1959 anders 
verfahren ware und auch solche Dienstjahre anerkannt hatte, die 
jenseits der Altersgrenze lagen, wie es nach dem Parteivortrag 
m  der ersten Instanz aussah In einem solchen Fall hatte der 
Klager aufgrund der früheren ihm günstigen Handhabung nach dem 
Grundsatz des VertrauensSchutzes eine Anwartschaft erworben,und 
diese Anwartschaft hatte nicht ohne seine Zustimmung - nur etwa 
sieben Monate vor Ablauf der zehnjährigen Wartezeit - durch ei­
nen Beschluß der Mitgliederversammlung zunichte gemacht werden 
können
c) So lag der Sachverhalt aber nicht
Das Landesarbeitsgericht hat aufgrund der Aussage des Betriebs­
ratsvorsitzenden, Zeugen F , festgestellt, daß der Beschluß 
von 1959 keine Änderung georacht, sondern nur eine bestehende 
Übung schriftlich niedergelegt hat Das Landesarbeitsgericht 
folr-eit daraus, es müsse schon früher eine betriebliche n ei -

bestanden haben, nach der im Sinne des Beschlusses von 1959 
verfahren werden sollte

Die Revision greift allerdings diese Feststellung mit Ver- 
fahrensrugen an Sie weist darauf hin, daß kein Fall genannt 
werden konnte, m  dem schon vor dem 17 Dezember 1959 einem 
früheren Arbeitnehmer der Firma G deshalb die Rente versagt 
wuide, weil er nicht zehn Dienstjahre vor seinem 65 Geburtstag 
zuruckgelegt hatte
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11 182
Es trifft zu, daß der Beklagte keinen Präzedenzfall ge­

nannt hat Das brauchte er aber auch nicht Zu I der Ent­
scheidungsgrunde wurde dargelegt, daß der Beklagte seine 
Leistungsvoraussetzungen so handhaben durfte, wie es spater 
Im Beschluß von 1959 niedergelegt wurde Dann kommt es, so­
fern diese Handhabung bekannt gemacht wurde, nicht darauf 
an, ob ähnliche Falle schon früher vorgekommen sind Jade 
Regelung eines nicht alltäglichen Tatbestandes muß irgend­
wann zum ersten Mal praktisch werden

Aus der Tatsache, daß der Beschluß überhaupt gefaßt 
wurde, laßt sich auch nicht schließen, früher sei man anders 
verfahren Es ist nicht ungewöhnlich, daß eine ungeschrie­
bene Regel zu einer spateren Zeit schriftlich niaiergelegt 
und dadurch verfestigt wird
d) Da die Verfahrensrugen der Revision nicht durchgreifen, 
muß der Senat davon ausgehen, daß schon vor dem Beschluß vom 
Dezember 1959 nach der beim Beklagten herrschenden Übung für 
die Berechnung der Betnebszugehongkeit nur die Jahre vor 
der Vollendung des 65 Lebensjahres zahlten Diese Übung 
muß sich auch der Klager entgegenhalten lassen, da er von 
Anfang an darüber unterrichtet worden war Einer besonderen 
Form der Bekanntmachung bedurfte es - entgegen der Meinung 
der Revision - nicht

Wenn der Beklagte den Kreis der Begünstigten nach sach­
lichen Merkmalen abgrenzen wollte, mußte er das nur dem be­
troffenen Personenkreis gegenüber unmißverständlich zum Aus­
druck bringen In welcher Form es das tat (etwa in allge­
meiner Form, z B durch Aushang, oder durch Erklärung gegen­
über dem einzelnen Arbeitnehmer bei der Einstellung, olieb 
ihm uberlassen (Ebenso zu der vergleichbaren Frage, wie 
ein Arbeitgeber, der einer Pcnsionskasse beigetreten ist, 
den Kreis derjenigen abgrenzen kann, den er bei dieser K-'^c 
versichern will BAG AP Nr 128 zu § 242 BGB Ruhegehalt 
rzu II 4 der Grunde] )

Bei der engen Verflechtung des Beklagten mit der Firna 
G konnte auch diese eine derartige Erklärung für den

— _l2 —
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Beklagten abgeben Dies ist hier geschehen, nach dem vom Landes­
arbeitsgericht festgestellten Sachverhalt hat der Zeuge H 
als Leiter des Personalbtiros der Firma G für den Beklagten 
dem Klager bei der Einstellung und, auch spater erklärt, er 
könne wegen seines Alters keinen Versorgungsanspruch erwerben, 
und der Klager hat dem zugestimmt, um den Arbeitsplatz zu er­
halten Diese Feststellung hat die Revision nicht mit Verfahrens- 
rügen angegriffen, sie ist deshalb für den Senat bindend
e) Der Begrenzung des Kreises der Berechtigten ohne förmlichen 
Beschluß steht nicht entgegen, daß nach § 2 Satz 2 der Satzung 
die Leistungsvoraussetzungen durch die Mitgliederversammlung be­
stimmt werden Zum einen betrifft diese Satzungsvorschrift nur 
das Innenverhaltms der Mitglieder zu dem Beklagten Zum anderen 
ist über eine besondere Form der Regelung in der Satzung nichts 
gesagt Wenn die - nach der Satzung auf acht Personen begrenzte - 
Mitgliederversammlung eine bestimmte Handhab m  luldet, reich1' 
das aus, zumal dann, wenn sie diese Handhabung spater durch einen 
foimilchen Beschluß bekräftigt
III Somit ergibt sich, daß der Klager keine Unterstützungszahlung 
von dem Beklagten beanspruchen kann, weil er nicht vor der Vollen­
dung des 65 Lebensjahres zehn Jahre bei der Tirma G gearbeitet 
hat
1 Der Klager kann auch hiergegen nicht mit Erfolg für sich an- 
fähren, die an der zehnjährigen Wartezeit fehlenden zwei Monate und 
vier Tage seien eine so kurze Zeit, daß der Beklagte sich darauf 
nicht berufen dürfe
a) Es ist ohnehin fraglich, ob nicht bei einer Wartezeit auf 
strikter Einhaltung bestanden werden muß Halt man geringfügige 
Fehlzeiten für unschädlich, laßt sich eine Abgrenzung kaum noch 
treffen Wenn z B zwei fehlende Monate unschädlich waren, wurde 
alsbald zweifelhaft, ob das gleiche auch bei zwei Monaten und 
vier Tagen, bei zweieinhalb, drei oder vier Monaten gelte Wie 
immer man eine Toleranzgrenze zöge, wurden sich Tatbestände er­
geben, m  denen auch bis zu dieser Grenze nur ganz wenig fehlt - 
z B ein einziger Tag - das Problem ware mithin nur verjenooen, 
abei nicht gelost

13 JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-  15  -

b) Selbst wenn man diesen Bedenken zum Trotz eine Tole­
ranzgrenze von über zwei Monaten an sich erwägen wollte^konn­
te man dem Klager damit nicht helfen Eine solche Toleranz­
grenze konnte - wenn überhaupt - nur dann in Betracht kom­
men., wenn ursprünglich beide Parteien davon ausgegangen wa­
ren, der Klager werde die Wartezeit erfüllen, und wenn nur 
ein unvorhergesehenes Ereignis zu einer Beendigung des Ar­
beit sverhaltnisses kurz vor Ablauf der Wartezeit geführt 
hätte Allenfalls dann konnte man fragen, ob der Beklagte 
in analoger Anwendung von § 162 Abs 1 BGB nach Treu und 
Glauben verpflichtet sei, den Klager versorgungsmaßig so zu 
stellen, als hatte er die Wartezeit erfüllt (so BAG AP Nr 
85 zu § 242 BGB Ruhegehalt [a E ] für eine Fehlzeit von 
zwölf Tagen)

Dieser Frage brauchte der Senat aber nicht nachzugehen, 
denn hier stand von vornherein fest, daß der Klager die 
Wartezeit nicht vollenden konnte, und er wurde deshalb be­
reits bei der Einstellung von dei R iC^eldbereoiiL t ung aus­
genommen Eine Anwartschaft konnte folglich gar nicht erst 
entstehen
2 Schließlich hat der Klager sich auch damit einverstan­
den erklärt, daß er aufgrund der beim Beklagten geltenden 
Regelung von diesem keine Zahlungen erhalten werde

Das Landesarbeitsgericht hat nach der Aussage des Zeugen 
H als erwiesen angesehen, daß dieser deitfQager vor sei­
nem 65 Geburtstag erneut darauf hingewiesen hat, er könne | 
ke^ne Rente von dem Beklagten erhalten, auch dann nicht, 
wenn er vielte 1 arbeite Auch diese Feststellung ist für den 
Senat bindend, da die Revision sie nicht mit Verfahrensru- 
gen angegriffen hat

Nach dem unwidersprochenen Vortrag des Beklagten, den 
dei Zeuge F bestätigt hat, hat die Firma G aaf den 
Vorschlag des Betriebsrats den Klager alsdann aus so nalen 
Erwägungen bis über das 75 Lebensjanr hinaus bescb itigt, 
weil er nur eine sehr kleine gesetzJiche Rente zu ei rtcn

- i4
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hatte Wenn der Klager in Kenntnis der Regelung beim Beklag­
ten darauf eingegangen ist* hat er damit gleichzeitig hinge- 
nommen* daß die Weiterarbeit ihm keine Ansprüche gegen den 
Beklagten einbnngen werde
IV Nach allem schuldet der Beklagte dem Klw er nichts* 
co daß die Revision zuruckzuxjeisen war

gez Dr Stumpf Dr Hilger Dr Thomas
Lichtenstein Hartmann
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